
AKTUALISIERUNG
für die Publikation
EINBLICKE. Hamburgs Verfassung und 
politischer Alltag leicht gemacht

Stand: August 2024



Übersicht der Aktualisierungen für die 10. Aufl age aus dem Jahr 2021:

EINBLICKE, 10. Aufl age (2021): 
Seite 14  Bevölkerung Fläche der Hamburger Bezirke
Seite 19 Die Bürgerschaft heute
Seite 28 Foto der Bürgerschaftssitzung im Großen Festsaal
Seite 30 Fraktionen
Seite 32 Diäten
Seite 35 Ausschüsse in der 22. WP
Seite 66 Senat heute
Seite 72/73 Die Senatorinnen und Senatoren
Seite 80/81 Das Staatsrätekollegium 

LIEBE LESERINNEN UND LESER,
die 10. und damit aktuellste Aufl age der beliebten 
Publikation „EINBLICKE. Hamburgs Verfassung 
und politischer Alltag leicht gemacht“ wurde im 
Oktober 2021 veröffentlicht.

Seitdem hat es sowohl in der politischen Zusam-
mensetzung der Hamburgischen Bürgerschaft als 
auch in punkto Besetzung der Posten von Sena-
torinnen und Senatoren und Staatsrätinnen und 
Staatsräten einige Veränderungen gegeben. Mit 
diesem Booklet möchten wir Ihnen gerne die wich-
tigsten Veränderungen und Aktualisierungen an 
die Hand geben. 

Im Folgenden fi nden Sie mit Bezugnahme auf die 
konkreten Seitenzahlen der 10. Aufl age Hinweise 
und Aktualisierungen, die sich bis August 2024 für 
die vorliegende Publikation ergeben haben.

Wir wünschen Ihnen wie immer viel Freude bei der 
Lektüre. 

Ihre Landeszentrale für politische Bildung 
Hamburg,

August 2024

Bevölkerung und Fläche der Hamburger Bezirke

Quelle: www.statistik-nord.de 
Stand Fläche: 2019  
Quelle Bevölkerung: Melderegister am 31.12.2023 
(Bevölkerung mit Hauptwohnsitz)
Quelle Bevölkerung: Melderegister am 31.12.2023 

Wandsbek  

➤ 14 752 Hektar 

455 185 

Hamburg-Mitte  

➤ 14 226 Hektar 

312 641 

Bergedorf

➤ 15 472 Hektar 

133 813 

Hamburg-Nord  

➤ 5 777 Hektar 

328 454   

Eimsbüttel

➤ 4 981 Hektar

276 222   

Altona

➤ 7 791 Hektar

280 838 

Harburg  

➤ 12 511 Hektar

176 868   
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DIE BÜRGERSCHAFT HEUTE
„Die Bürgerschaft ist das Landesparlament“ (Art. 6 
Abs. 1 HV). In den anderen Bundesländern, die kei-
ne Einheitsgemeinden oder Stadtstaaten sind, heißt 
die Legislative: Landtag. 

Die Sitzverteilung erfolgt nach Fraktionsblöcken. In 
der 22. Wahlperiode (WP) (2020– ) sind fünf Fraktio-
nen in der Bürgerschaft vertreten. 

Sitzverteilung 
Stand: 07/2024

Regierungsfraktionen:
n SPD 53 Sitze    n GRÜNE 33 Sitze

Oppositionsfraktionen: 
n CDU 16 Sitze    n DIE LINKE 10 Sitze    n AfD 6 Sitze    
n Fraktionslos 5 Sitze         

Präsidentin

• Erste Vizepräsidentin

• 3 Vizepräsidenten 

2 Schriftführerinnen

• Ältestenrat

 SPD
 GRÜNE

SENAT 
• Landesregierung – Exekutive

Erster Bürgermeister

• Präsident des Senats

• Zweite Bürgermeisterin
zugleich Senatorin

• 10 Senator:innen

• 16 Staatsrät:innen

BÜRGERSCHAFT 
• Landesparlament – Legislative

Von April 2020 bis Ende September 2021 tagten 
die Abgeordneten aufgrund der Corona-Pandemie 
im Großen Festsaal des Hamburger Rathauses statt 
im Plenarsaal. Durch mobile Trennwände aus Plexi-
glas konnte im Festsaal der Hygiene-Schutz gewahrt 
werden. 
Die Presse konnte der Sitzung auf den Balkonen des 
Festsaals beiwohnen. Besucherinnen und Besucher 
waren nicht zugelassen. 
Auch heute noch gilt: Die Bürgerschaftssitzungen 
werden im Live-Stream übertragen und können am 
Folgetag auf der Homepage der Hamburgischen Bür-
gerschaft angesehen werden.
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Freies Mandat 

Obwohl die Abgeordneten vom Volk gewählt, d.h. 
mit der Vollmacht ausgestattet wurden, die Inte-
ressen des Volkes in der Politik zu vertreten und 
wahrzunehmen, sind die Abgeordneten: „nur ihrem 
Gewissen unterworfen und an Aufträge nicht gebun-
den“ (Art. 7 Abs. 1 Satz 2 HV). 

Fraktionsdisziplin 

Trotz aller Freiheit gilt die so genannte Fraktions-
disziplin. Der Fraktionsvorstand möchte z.B. recht-
zeitig in Kenntnis gesetzt werden, wenn sich eine/
ein Abgeordnete/r nicht den Beschlüssen der Frak-
tion anschließen will. 

Fraktionen

Jede in der Bürgerschaft vertretene Partei hat ihre 
Fraktion. Sie ist der Zusammenschluss aller Bürger-
schaftsmitglieder, die derselben Partei angehören. 
Es können sich aber auch Parteilose einer Fraktion 
anschließen, mit deren politischen Zielen sie ein-
verstanden sind. Die Fraktion wählt aus ihrer Mitte 
ihren Vorstand: die Fraktionsspitze. Das Hauptziel 
jeder Fraktion ist, dass möglichst viele politische 
Ziele der eigenen Partei durchgesetzt werden. Um 
dies zu erreichen, muss eine Bürgerschaftsfraktion 
effektive Politik machen. Dies gelingt nach vorherr-
schender Meinung nur dann, wenn die Fraktions-
mitglieder untereinander nicht zerstritten sind und 
nach außen hin geschlossen auftreten. Deshalb 
erwartet die Fraktionsspitze von ihren Abgeordne-
ten eine möglichst einheitliche Unterstützung der 
politischen Arbeit und politischen Ziele. Zwar ha-
ben alle Abgeordneten die Möglichkeit, fraktions-
intern an Formulierungen der politischen Ziele mit-
zuwirken und um Mehrheiten zu ringen, doch wird 
von ihnen erwartet, eine nach Beratung getroffene 
Fraktionsentscheidung geschlossen zu vertreten – 
insbesondere während der Bürgerschaftssitzung 
und in den Ausschüssen der Bürgerschaft. 
Dennoch gilt grundsätzlich das „freie Mandat“ 

auch gegenüber der eigenen Fraktion. Niemand 
ist an die Übereinkünfte und Beschlüsse der eige-
nen Partei oder Fraktion gebunden. Jeder und jede 
muss selbst entscheiden, wie er/sie abstimmt. Da-
her stimmen Abgeordnete nur in für sie besonders 
wichtigen Ausnahmefällen nicht mit ihrer Fraktion. 
Darüber hinaus haben sie zu ihrer Fraktion enge 
Verbindungen und wissen auch, dass Parteigremien 
entscheiden, wer in Zukunft erneut zur Wahl in die 
Bürgerschaft vorgeschlagen wird oder nicht.
Weichen Abgeordnete von den Mehrheitsvorstel-
lungen ihrer Fraktion ab, kann diese sie ausschlie-
ßen, sie verlieren jedoch nicht ihr Mandat, sondern 
erhalten dann den Status „Fraktionslos in der Bür-
gerschaft“.
Auch die gewählten Mitglieder der Hamburgischen 
Bürgerschaft schließen sich in der Regel zu Frak-
tionen zusammen. Im August 2024 gehören 53 
Abgeordnete der SPD-Fraktion, 33 der GRÜNEN 
Fraktion, 16 der CDU-Fraktion, zehn der Fraktion 
DIE LINKE und sechs der AfD-Fraktion an. Fünf Ab-
geordnete sind fraktionslos. 

Indemnität – Freiheit der Rede 

Reden spielen in der Bürgerschaft die wichtigste 
Rolle. Sie verdeutlichen politische Standpunkte, er-
öffnen Dispute und verraten auch einiges über die 
Persönlichkeit der Rednerinnen und Redner.
Die Abgeordneten müssen daher sicher sein, dass 
sie für Reden, die sie in der Bürgerschaft gehalten 
haben, nicht gerichtlich oder dienstlich belangt 
werden. Art. 14 Abs. 1 HV sagt daher: 

„Abgeordnete dürfen zu keiner Zeit wegen 
Abstimmungen oder Äußerungen, die sie in der Bür-
gerschaft oder einem ihrer Ausschüsse getan haben, 
gerichtlich oder dienstlich verfolgt oder sonst außer-
halb der Versammlung zur Verantwortung gezogen 
werden.“
Aber alles hat seine Grenzen: Verleumderische Re-
den dürfen auch Abgeordnete nicht halten. Ver-
leumderische Beleidigungen können mit Genehmi-
gung der Bürgerschaft verfolgt werden (Art. 14 
Abs. 2 HV). 32

Zeugnisverweigerungsrecht

Wenn Abgeordnete vertrauliche Informationen für 
ihre Tätigkeit brauchen, bekommen sie diese leich-
ter, wenn sie nicht gezwungen werden können, ihre 
Informantinnen oder Informanten preiszugeben. 
Art. 17 HV sieht daher vor: 

„Die Abgeordneten sind berechtigt, über Per-
sonen, die ihnen in ihrer Eigenschaft als Abgeordnete 
oder denen sie in dieser Eigenschaft Tatsachen anver-
traut haben, sowie über diese Tatsachen selbst das 
Zeugnis zu verweigern. So weit [sic] dieses Zeugnis-
verweigerungsrecht reicht, ist die Beschlagnahme von 
Schriftstücken unzulässig.“

Diäten 

Für ihre Arbeit im Parlament erhalten Abgeordnete 
sogenannte Diäten, das bedeutet finanzielle Ent-
schädigung. Bis 1996 galt die Abgeordnetentätig-
keit als rein ehrenamtliche Arbeit. Deshalb gab es 
auch nur eine Aufwandsentschädigung. 
Neben der Parlamentsarbeit war und ist es den Ab-
geordneten noch erlaubt, erwerbstätig zu sein (Art. 
13 Abs. 2 HV). Doch die Arbeit der Abgeordneten 
ist immer umfangreicher geworden, es ist keine rei-
ne Freizeittätigkeit mehr. Deshalb erhalten die Ab-
geordneten seit 1996 auch ein: „angemessenes, ihre 
Unabhängigkeit sicherndes Entgelt“ (Art. 13 Abs. 1 
HV).
Hamburg ist neben Bremen das letzte Bundesland 
mit einem Teilzeitparlament. Auch Berlin hat seit 
dem 1. Januar 2020 ein Vollzeitparlament. Nach 
Meinung Vieler entspricht ein Teilzeitparlament für 
Hamburg nicht mehr den inhaltlichen Ansprüchen 
an die Abgeordneten und die Arbeit ist kaum mehr 
zeitlich mit einer parallelen Berufstätigkeit zu ver-
einbaren – wie es ursprünglich mal die Idee war. 
Aktuell erhalten Abgeordnete monatlich: 4.081 
Euro steuerpflichtiges Entgelt (AbgG HA, i.d. Fas-
sung v. 08.07.2024). Hinzu kommen 1000 Euro Kos-
tenpauschale, 740 Euro für die laufenden Kosten in 
einem Abgeordnetengemeinschaftsbüro, bzw. 980 
Euro in einem Einzelbüro, eine HVV-Fahrkarte und 
auf Antrag 3.898 Euro für die Beschäftigung von 
Hilfskräften zuzüglich den von den Abgeordneten 
zu tragenden Arbeitgeberanteilen für Sozial- und 
Unfallversicherung. Hinzu kommen einmalig: 4.500 
Euro Büroausstattungspauschale pro Wahlperiode 
(WP) plus alle drei Jahre 1.000 Euro für neue IuK-
Technik und eine Pauschale von 461 Euro für die 
Anmietung eines Abgeordneteneinzelbüros bzw. 
358 Euro für ein Gemeinschaftsbüro. Pro Sitzung 
werden 40 Euro Aufwandsentschädigung und auf 
Antrag Kinderbetreuungskosten für bis zu drei im 
Haushalt lebende Kinder im Alter von 0-13 Jahren 
in Höhe von 35 Euro für das erste, 25 Euro für das 
zweite und 20 Euro für das dritte Kind gezahlt.  
(Quelle: Hamburgisches Abgeordnetengesetz, §§ 2-4) 
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Jeder Ausschuss hat eine/einen Vorsitzende/n und 
eine/einen Schriftführer/in. Die Fachausschüsse über-
nehmen Vorarbeiten, beraten über Detailaufgaben 
und entwerfen Vorschläge, die sie der Bürgerschaft 
unterbreiten, damit diese zu fundierten Beschlüssen 
kommen kann. Sie sind neben den Fraktionen der Ort, 
an dem sich die eigentliche parlamentarische Arbeit 
vollzieht. Es gibt ständige Ausschüsse und solche, 
die eigens zur Behandlung eines bestimmten Themas 

einberufen werden, welches in keinen ständigen Aus-
schuss passt. Darüber hinaus kann die Bürgerschaft 
für einzelne Angelegenheiten auch noch Sonderaus-
schüsse einsetzen. Diese bestehen nur solange, bis sie 
ihren Auftrag erledigt haben. 

Ausschüsse in der 22. Wahlperiode (2020– ):

Fachausschüsse 

• Ausschuss für Gleichstellung und Antidiskriminie-
 rung
• Ausschuss für Justiz und Verbraucherschutz

• Unterausschuss: 
 Datenschutz und Informationsfreiheit

• Ausschuss für Soziales, Arbeit und Integration
• Ausschuss für Umwelt, Klima und Energie
• Ausschuss für Wirtschaft und Innovation
• Ausschuss für die Zusammenarbeit der Länder 
 Hamburg und Schleswig-Holstein
• Ausschuss für öffentliche Unternehmen
• Eingabenausschuss
• Europaausschuss
• Familien-, Kinder- und Jugendausschuss
• Gesundheitsausschuss
• Haushaltsausschuss

• Unterausschuss: 
 IuK-Technik und Verwaltungsmodernisierung
• Unterausschuss: 
 Personalwirtschaft und Öffentlicher Dienst
• Unterausschuss:
 Prüfung der Haushaltsrechnung

• Innenausschuss

• Kultur- und Medienausschuss
• Schulausschuss

• Sportausschuss
• Stadtentwicklungsausschuss
• Verfassungs- und Bezirksausschuss 

• Unterausschuss:
 Parlamentsrecht und Geschäftsordnung    

• Verkehrsausschuss
• Wissenschaftsausschuss

Sondergremien 

• Datenschutzgremium nach §14 Datenschutzordnung  
 der Hamburgischen Bürgerschaft
• Kommission zur Durchführung des Gesetzes zur 
 Beschränkung des Brief-, Post- und Fernmelde-
 geheimnisses
• Kontrollausschuss zur parlamentarischen Kontrolle 
 des Senats auf dem Gebiet des Verfassungsschutzes
• Kontrollgremium zur akustischen Überwachung von 
 Wohnungen

Parlamentarischer Untersuchungsausschuss (PUA)

• PUA „Cum-Ex Steuergeldaffäre“ 

Auf der Homepage der Hamburgischen Bürgerschaft 
können die Sitzungstermine und Mitglieder in den 
einzelnen Ausschüssen abgerufen werden: 
https://www.hamburgische-buergerschaft.de/aus-
schussitzungen/ 

Mit Stand vom Januar 2023 gibt es folgende 
Ausschüsse. Hier fi ndet die eigentliche, fachliche 
Arbeit der Abgeordneten statt. 

35

SENAT HEUTE
Bis 1946, also jahrhundertelang, war der Senat 
eine reine Männerriege. Bis auch Frauen Mitglieder 
des Senats werden durften, bedurfte es eines lan-
gen Überzeugungskampfes der Frauenbewegung. 
1946 konnte die erste Senatorin vereidigt werden: 
Paula Karpinski (SPD). 
In den 50er Jahren des 20. Jahrhunderts hatte dann 
die Abgeordnete der FDP, die Oberschulrätin Emmy 
Beckmann, versucht, den Gleichberechtigungsge-
danken im Senatsgesetz zu verankern: Sie stellte 
im Plenum den damals „ungewöhnlichen Antrag“, in 
das Senatsgesetz den Passus: „Dem Senat müssen 
Frauen angehören“ aufzunehmen. Im Verfassungs-
ausschuss hatten damals bereits alle gegen diesen 
Antrag gestimmt. Ein Mitglied meinte sogar, eine 
solche Bestimmung verstoße gegen das Grundge-
setz, weil den Männern damit die Gleichberechti-
gung entzogen werde. Aber auch das Plenum wollte 

sich nicht mit dem Gleichberechtigungsgedanken 
anfreunden und lehnte Emmy Beckmanns Antrag 
unter großer Heiterkeit ab. Erstmals 1997, in der 
Amtsperiode des Ersten Bürgermeisters Ortwin 
Runde (SPD) (1997–2001), gelang es, dass gleich 
viele Senatorinnen wie Senatoren den Senat bilde-
ten. Damit wurde dem ein Jahr zuvor in die Ham-
burgische Verfassung aufgenommenen Art. 3 Abs. 
2 HV Rechnung getragen. Hier heißt es: Frauen und 
Männer sollen 

„in kollegialen öffentlich-rechtlichen Beschluss- 
und Beratungsorganen gleichberechtigt vertreten“ 
sein. Doch im Laufe der nächsten Jahrzehnte bis 
heute wurde die paritätische Besetzung des Senats 
nach Geschlecht nicht kontinuierlich eingehalten.
In der WP 22 ist der Senat derzeit mit sechs Sena-
torinnen und fünf Senatoren besetzt. 

Von links nach rechts und von oben nach unten: 
Karen Pein, Ksenija Bekeris, Melanie Schlotzhauer, 
Dr. Anjes Tjarks, Andy Grote, Dr. Carsten Brosda, 
Jens Kerstan, Anna Gallina, Dr. Andreas Dressel, 
Katharina Fegebank, Dr. Melanie Leonhard, 
Dr. Peter Tschentscher. 

Die Senatorinnen 
und Senatoren 
der WP 22 am  
16.07.2024.
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DIE SENATORINNEN UND 
SENATOREN

„Die Mitglieder des Senats leiten die ihnen 
(…) zugewiesenen einzelnen Verwaltungsbehörden 
und Senatsämter innerhalb der Richtlinien der Politik 
selbstständig und tragen dafür die Verantwortung“ (§ 
7 Abs. 2 SenGO, siehe auch Art. 55 HV). 
Die Senatorinnen und Senatoren sind in ihrer Funk-
tion als Behördenleiterinnen und -leiter für ihre 
Behörde verantwortlich. Als Mitglieder des Senats 
stehen sie gleichzeitig für die gesamte Regierungs-
tätigkeit gerade. Da sie auch selbst Anträge beim 
Senat einbringen, haben sie die Möglichkeit, eige-
ne Initiativen zu starten, die zu Beschlüssen führen 
können. Gleichwohl müssen sie den Ersten Bürger-
meister 

„frühzeitig über alle Maßnahmen und Vorhaben 
(...) unterrichten, die für die Bestimmung der Richtli-
nien der Politik und die Leitung der Senatsgeschäfte 
sowie für die Beziehungen der Freien und Hansestadt 
Hamburg nach außen von Bedeutung sind“ (§ 4 Abs. 
1 SenGO).
Der Status der Hamburger Senatorinnen und Sena-
toren ist also mit dem einer Ministerin oder eines 
Ministers in einem Flächenland vergleichbar.

Katharina Fegebank, Zweite 
Bürgermeisterin und Senatorin 
der Behörde für Wissenschaft, 
Forschung, Gleichstellung und 
Bezirke 

Karen Pein, Senatorin der 
Behörde für Stadtentwicklung 
und Wohnen

Dr. Carsten Brosda, Senator der 
Behörde für Kultur und Medien

Dr. Andreas Dressel, Senator 
der Finanzbehörde 
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Der Hamburger Olympiasieger Alexander Zverev wird am 
03.08.2021 im Hamburger Rathaus vom Ersten Bürger-
meister Dr. Peter Tschentscher und Andy Grote, Senator 
der Behörde für Inneres und Sport, empfangen.

72

Melanie Schlotzhauer, Senato-
rin der Behörde für Arbeit, Ge-
sundheit, Soziales, Familie und 
Integration (Sozialbehörde)“

Andy Grote, Senator der 
Behörde für Inneres und Sport

Ksenija Bekeris, Senatorin der 
Behörde für Schule und Berufs-
bildung

Jens Kerstan, Senator der 
Behörde für Umwelt, Klima, 
Energie und Agrarwirtschaft 

Anna Gallina, Senatorin 
der Behörde für Justiz und 
Verbraucherschutz

Dr. Melanie Leonhard, 
Senatorin der Behörde für 
Wirtschaft und Innovation

Dr. Anjes Tjarks, Senator der 
Behörde für Verkehr und 
Mobilitätswende
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DIE SENATSVORBESPRECHUNG
Jeden Dienstag vor der Senatssitzung findet die Se-
natsvorbesprechung unter Vorsitz des Ersten Bür-
germeisters statt. Dabei handelt es sich um eine 
Vorberatung der Senatssitzung. Daran nehmen ak-
tuell alle Mitglieder des Senats, der Chef der Senats-
kanzlei, der Pressesprecher und die stellvertretende 
Pressesprecherin des Senats, die Bevollmächtigte 
beim Bund sowie die Vorsitzenden der Regierungs-
fraktionen (SPD und DIE GRÜNEN) teil. Doch auch 
diese Vorbesprechung bedarf einer Vorbesprechung 
– dies allerdings nach Fraktionen räumlich getrennt. 

Mehr Informationen zu den 
einzelnen Senatorinnen und 
Senatoren in Hamburg unter: 
https://www.hamburg.de/
senatoren/ 
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DAS STAATSRÄTEKOLLEGIUM
Die Staatsrätinnen und Staatsräte unterstützen 
und beraten die Senatorinnen und Senatoren sowie 
den Ersten Bürgermeister. Zusammen bilden sie das 
Staatsrätekollegium unter dem Vorsitz des Chefs 
der Senatskanzlei, der der gewählte Sprecher des 
Staatsrätekollegiums ist, dem Beratungsgremium 
für den Senat (Art. 47 Abs. 1 HV). Wenn der Senat 
nichts anderes beschließt, nehmen die Staatsrätin-
nen und Staatsräte an Senatssitzungen teil – haben 
dort aber nur eine beratende Stimme (Art. 47 Abs. 
2 HV). Der Senat kann auch „in senatu“ – d.h. ohne 
Anwesenheit der Mitglieder des Staatsrätekollegi-
ums – beraten, Beschlüsse fassen und abstimmen. 
Solche Sitzungen finden nur ausnahmsweise und in 
der Regel im Anschluss an eine ordentliche Senats-
sitzung statt (§ 18 Abs. 9 SenGO). 
Senatsbeschlüsse müssen nicht immer in einer Se-
natssitzung erfolgen, auch einzelne Staatsräte und 
-rätinnen und natürlich auch einzelne Senatorinnen 
und Senatoren dürfen in bestimmten Fällen Senats-
beschlüsse als sogenannte „Senatsbeschlüsse im 
Verfügungswege“ fassen. Das gilt, wenn eine Ange-
legenheit sehr eilig behandelt werden soll, man also 
nicht bis zur nächsten Senatssitzung damit warten 
kann oder der Senat einzelnen Senatorinnen und 
Senatoren wie auch Staatsrätinnen und Staatsräten 
die Erlaubnis dazu gegeben hat, oder wenn es sich 
um geringfügige Angelegenheiten handelt (§ 22 
SenGO). Bei wichtigen Themen muss dennoch vor-
her der Erste Bürgermeister gefragt werden.

Petra Lotzkat, Staatsrätin 
in der Behörde für Arbeit, 
Gesundheit, Soziales, Familie 
und Integration (Bereich: Sozia-
les, Familie und Integration)

Dr. Holger Schatz, Staatsrat der 
Behörde für Justiz und Verbrau-
cherschutz

Monika Thomas, Staatsrätin der 
Behörde für Stadtentwicklung 
und Wohnen

Dr. Eva Gümbel, Staatsrätin 
der Behörde für Wissenschaft, 
Forschung und Gleichstellung

Christoph Holstein, Staatsrat 
der Behörde für Inneres und 
Sport, Bereich: Sport

Thomas Schuster, Staatsrat der 
Behörde für Inneres und Sport, 
Bereich: Inneres

80

Andreas Rieckhof, Staatsrat 
der Behörde für Wirtschaft und 
Innovation

Jan Pörksen, Staatsrat, 
Chef der Senatskanzlei und des 
Personalamtes

Dr. Alexander von Vogel, 
Staatsrat der Behörde für 
Wissenschaft, Forschung, 
Gleichstellung und Bezirke, 
Bereich: Bezirke

Liv Assmann, Staatsrätin und 
Bevollmächtigte der Freien und 
Hansestadt Hamburg beim 
Bund, der Europäischen Union 
und für auswärtige Angelegen-
heiten.

Wolfgang Michael Pollmann, 
Staatsrat der Behörde für 
Umwelt, Klima, Energie und 
Agrarwirtschaft 

Rainer Schulz, Staatsrat der 
Behörde für Schule und Berufs-
bildung

Martin Bill, Staatsrat der 
Behörde für Verkehr und 
Mobilitätswende

Jana Schiedek, Staatsrätin der
Behörde für Kultur und Medien

Tim Angerer, Staatsrat in der 
Behörde für Arbeit, Gesundheit, 
Soziales, Familie und Integra-
tion (Bereich: Gesundheit und 
Arbeit)

Bettina Lentz, Staatsrätin der 
Finanzbehörde

Informationen über die 16 Staatsrätinnen 
und Staatsräte können auf der folgenden Seite 
abgerufen werden: 
https://www.hamburg.de/staatsraete/ 
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GEN

Das neue Jugendmagazin der Landeszentrale für politische Bildung Hamburg

Ausgabe 01 | 2021

Schon gelesen?

GENZ – 
DAS JUNGE MAGAZIN DER LANDESZENTRALE

GENZ vermittelt politische Bildung neu, persönlich 
und am Puls der Alster.

Der Name „GENZ“ steht für Generation Z, also für 
die nach 1995 Geborenen. Dies ist die Zielgruppe 
des Magazins, aber auch das durchschnittliche Alter 
der Redakteurinnen und Redakteure. GENZ wird von 
der Zielgruppe für die Zielgruppe geschrieben.

Die Beiträge eröffnen Eindrücke und Perspektiven, 
die von Nähe und Individualität geprägt sind. Der 
Austausch von Erfahrungen steht im Mittelpunkt. 
GENZ lädt die Lesenden zum Diskurs ein.

Bis August 2024 sind bereits fünf Ausgaben von 
GENZ erscheinen. Ausgabe 1 setzt sich besonders 
mit dem Thema „Identität“ auseinander, während 
Ausgabe 2 einen Fokus auf das Themenfeld „Rassis-
mus“ setzt. Die 3. Ausgabe blickt auf das Thema „Die 
Generation Z und die Arbeit“. Ausgabe 4 dreht sich 
vor allem um das Thema „Einheit“, Ausgabe 5 setzt 
einen Schwerpunkt auf „Aufbruch“. Die 6. Ausgabe 
zum Thema „Mut“ erscheint gegen Jahresende 2024. 

Kleiner Eindruck gefällig?

Hier für ein kurzes Video 
über GENZ scannen: 
https://youtu.be/MgGOII65Nlk

Das Magazin ist kostenlos im 
Infoladen der Landeszentrale 
erhältlich und kann von Lehrkräften und 
Multiplikatorinnen und Multiplikatoren auch 
in Klassensatz-Stärke abgeholt werden.

Außerdem ist das Magazin 
über die Website 
www.genz-hamburg.de
abrufbar:
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Seit einem Jahr wohne ich nun schon in Hamburg. Für mich ist es das erste Mal, dass ich in einer deutschen Großstadt lebe. Davor kannte ich nur das beschau-liche Leben in meinem Heimatdorf in Rheinland-Pfalz und in einer kleinen Uni-versitätsstadt in Niedersachsen. An bei-den Orten war für mich Mülltrennung in Gelber Sack sowie Papier-, Bio- und 

Restmüll selbstverständlich und in allen Haushalten gang und gäbe. In Hamburg aber habe ich zum ersten Mal mit dem Unwort „Sammelmüll“ Bekanntschaft gemacht: Einer lieblosen Kreation aus Restmüll-, Bio- und Verpackungsabfällen. Hintergrund dieses für mich befremd-lich wirkenden Mülltrennungskonzeptes ist der Umstand, dass Mülltrennung in Hamburg in gewisser Weise Eigenverant-wortung ist.

Ei·gen·ver·ant·wor·tung, die
In den USA ist die Redewendung „Hit or Miss“ gängig. Sie meint, dass eine Hand-lung in zwei gegensätzlichen Szenarien münden könnte: Entweder es funktio-niert richtig toll (hit) oder es geht ziem-lich in die Hose (miss). Meistens lässt sich der Ausgang jedoch nicht vorhersagen, da beide Extreme mit einer gewissen Wahrscheinlichkeit möglich sind. Und so fühlt es sich irgendwie mit der Idee der Mülltrennung in Hamburg an. Aber was ist denn jetzt genau Sache? Hamburg hatte den – zugegebenerma-ßen richtig guten – Einfall, eine Wertstoff-tonne (schwarze Tonne, gelber Deckel) einzuführen. Wieso ist das besonders? 

Weil hier nicht nur Verpackungsmüll (egal ob Plastik, Metall oder Kunststoff), sondern auch Nicht-Verpackungsmüll (bspw. Schüsseln oder Eimer aus Plastik bzw. Metall) aus eben diesen Materia-lien hinein dürfen. Das nennt sich dann „stoffgleiche Nichtverpackung“. Gibt’s tatsächlich nicht überall. Der Inhalt der Wertstofftonne wird dann schlussend-lich für das stoffliche Recycling nochmal sortiert, sodass Materialien aus Kunst-stoff am Ende zum Beispiel als Roh-öl wiederverwendet werden können. Trennt man im Haushalt aber den Müll nicht, kommt es im Zweifelsfall zur Ver-brennung des Müllinhalts, obwohl die-ser offensichtlich ja noch sinnvoll hätte verwendet werden können. Und das ist tatsächlich bittere Realität, denn das Problem: Joa, ist halt freiwillig, so eine Wertstofftonne zu besitzen. Man muss sich also mal wieder selbst darum kümmern.

Restmüll = Sammelmüll
Wenn man einfach nur die Füße stillhält und gar nichts macht, bleibt zumindest noch die schwarze Tonne mit dem farb-gleichen Deckel: die Restmülltonne. Für 

die muss man demnach in jedem Fall blechen. Und wirft man dort dann neben den Haushaltsabfällen (bspw. Staubsau-gerbeutel oder benutztes Küchenpapier) auch Wertstoffe (wie Tetra-Pak-Verpa-ckungen oder Konservendosen) hinein, wird es schon ziemlich bunt im Inneren der schwarzen Tonnenhölle. Übrigens: Kennt ihr diesen Müll, den man im Som-mer bestenfalls nicht länger als zwei Tage in der Wohnung haben will? Genau, den Biomüll. Und auch dieser findet sich viel zu oft in unserem tonnenförmigen Kochtopf à la Restmüll wieder. Wie das kommt, ist schon etwas komplizierter – allerdings unkomplizierter als bei der Wertstofftonne. Wieso, erfahrt ihr nach einem kurzen Exkurs.

Vielleicht wart ihr schon mal in der folgen-den Situation: Ihr seid zu Besuch in einem anderen Stadtteil Hamburgs und merkt, dass dort Müll anders getrennt wird als bei euch zu Hause. Das hat seine Gründe, ist aber bisweilen etwas kompliziert. Da-hinter steckt ein System, welches zwar An-reize setzt – denn mit Mülltrennung kann man de facto Geld sparen –, auf der an-deren Seite aber womöglich etwas zu viel Organisationsarbeit und -aufwand von den Menschen in Hamburg einfordert. Um vieles muss man sich am Ende des Tages nämlich selbst kümmern und das schreckt einige sicherlich ab. Um dem entgegenzu-wirken, soll hiermit ein erster Schritt in die richtige Richtung gemacht werden: Denn dieser Text liefert wichtige, grundlegende Informationen, die euch bestenfalls um-ständliche Recherchearbeit ersparen. 

Geschrieben von: Julius Schwarze
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s ist morgens um 8:40 
Uhr. Ich gehe die Trep-
pe im Treppenhaus 
hinunter, ziehe die et-
was schwerfällige Ein-
gangstür, die zur Straße 

geht, nach innen auf. Vorsichtig und aus 
täglicher Übung schon ein Automatis-
mus, setze ich meinen linken Fuß genau 
an die Türschwelle. Mein Gleichgewicht 
ausbalancierend, bringe ich nun meinen 
Oberkörper langsam nach vorne. Mit 
Blick nach links schiebe ich meinen Kopf 
aus der ein wenig in die Mauer zurückge-
setzten Tür. Und auch heute hat es sich 
wieder gelohnt. Meine Vorsichtsmaß-
nahme hat es dem – schätzungsweise 
95 kg schweren – Koloss an Rennrad-
fahrer, dessen rechter Arm mit satten 30 
Stundenkilometern wenige Zentimeter 
an meiner Nasenspitze vorbeirauscht, 
und mir erspart, unsere Tagespläne, die 
wir beide bis hierhin um 8:41 Uhr hatten, 
aus dem Krankenhausbett heraus um-
strukturieren zu müssen.  
Ich wohne an der Stresemannstraße, in 
einem Abschnitt, an dem es keinen Rad-
weg gibt. Entweder fahren Radler*innen 
im dichten Auto- und Lkw-Gedränge 
dieser Hamburger Hauptverkehrsader 
mitten auf der Straße oder sie kurven an 
den Fußgänger*innen auf dem schmalen 

Gehweg vorbei. Klar: Radfahren ermög-
licht individuelle Mobilität, ist sehr um-
weltfreundlich, lautlos und fördert die 
Gesundheit. Aber müssten bei so vielen 
Vorteilen nicht mehr Fahrradfahrer*in-
nen auf den Straßen zu sehen sein? 
Der Hamburger Senat hat sich für 2030 
das Ziel gesetzt, dass ÖPNV, Fuß- und 
Radverkehr zusammen 80 % des Ge-
samtverkehrs ausmachen, gegenüber 
64 % im Jahr 2017.1

Die Qualität der Radwege ist sehr unter-
schiedlich. So fährt es sich auf den 14 Ve-
lorouten, die aktuell ausgebaut werden, 
sehr gut. Stand Januar 2022 sind fast 
200 von den geplanten 280 Kilometern 
fertiggestellt. Die Velorouten sind ein 
Netz aus Radwegen, die von verschie-
denen Startpunkten am Stadtrand in 
den Stadtkern führen. Dabei kommen 
innerhalb der ausgeschilderten Routen 
verschiedene Arten von Radwegen vor. 
Grundsätzlich wird darauf geachtet, 
die Routen auf Nebenstraßen zu legen 
und somit vom Kraftverkehr zu trennen. 
Trotzdem gibt es Abschnitte, in denen 
man auf Radfahrstreifen an den großen 
Hauptstraßen fährt. Verantwortlich für 
die Umsetzung ist die 2020 neu geschaf-
fene Behörde für Verkehr und Mobilitäts-
wende.2

Die „Veloroute 3: City–Niendorf“ zum 

Beispiel führt mich vom Rathaus vorbei 
an Gänsemarkt, Staatsoper und Damm-
torbahnhof. Hier sorgen Schutzstreifen 
neben Radfahrstreifen für ausreichende 
Breite und ein komfortables Fahrerleb-
nis. Ab dem Dammtorbahnhof geht es 
auf Nebenstraßen Richtung Uni Ham-
burg. Streckenweise sind diese auch ex-
plizit als Fahrradstraßen ausgewiesen. Es 
macht Spaß, die kleinen ruhigen Hinter-
straßen auf glattem Teer entlangzubrau-
sen, ohne an Ampeln anhalten zu müs-
sen. Ein Problem, das sich mir hier jedoch 
aufzeigt und bis zum Ende der Veloroute 
3 anhält: Die inkonsequente Ausschilde-
rung der Route. Immer wieder komme ich 
vom Weg ab, muss umständlich auf dem 
Handy nach der richtigen Abbiegung su-
chen. 
An der Uni vorbei, auf dem Weg in 
das Wohngebiet Niendorf, mache 
ich eine Entdeckung, als ich an 
einer roten Ampel stehe. An der 
Ampel befindet sich ein klei-
nes Zusatzschild, auf dem 
steht „grüne Welle bei 18 
km/h“. Leider scheitert 
mein Versuch, diese 
grüne Welle zu rei-
ten, daran, dass 
ich keinen Ta-
cho an mei-

E

Geschrieben von: Levin Petersen
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nem Fahrrad habe.3

Apropos grüne Welle. Ich ma-
che einen kleinen Exkurs in 
das Fahrrad-Paradies und 
Dänemarks Hauptstadt, 
Kopenhagen. Hier gibt 
es grüne Wellen für 
Fortgeschrittene. 
Kleine grüne 
LED-Leuch-
ten, die alle 
paar Me-
ter im 
Rad-

(1) Behörde für Verkehr und Mobili-
tätswende, 2022: Hamburgs neue 
Strategie für den Rad- und Fußver-
kehr, online hamburg.de [27.10.22].

(2) Behörde für Wirtschaft, Verkehr 
und Innovation, 2018: Fortschritts-
bericht 2018 – Bündnis für den 
Radverkehr, online [03.09.22].

(3) Mirbach, J., 2021: Wie ge-
lingt die Verkehrswende?, Film 
[27.08.2022 auf ARTE].
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The FUTURE is now... 

Geschrieben von: Tillmann Iwersen

Illustriert von: Wolfgang Wiler
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Wo sind sie alle?Wie verändert sich Hamburg?Was ist morgen?

Fachkrä�emangel in Hamburg,
Deutschland und Europa:

aktuelle Probleme und Strategien.

Unsere Stadt ist in Bewegung: von der Stadt-
entwicklung nach Corona über Mülltrennung 

bis hin zu Fahrradwegen.

New Work: Generationen, Inklusion am 
Arbeitsmarkt und Homeo�ce.

Zwischen Utopien und Realitäten.

Das junge Magazin der Landeszentrale für politische Bildung Hamburg
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Was wollen wir erinnern?
Wie werden wir zu Allys? Wie sieht unsere Zukunft aus?

Kommt mit GENZ und Bildungsaktivist Ibrahim Arslan auf eine Spurensuche zum �ema Erinnerungskultur!

Künstlerin Talya Feldmann gibt uns Einblicke in ihre Arbeit und Tipps, um sich miteinan-der zu solidarisieren.
Hamburg wächst um einen Stadtteil, der in die Welt hinaus ein Zeichen für zukün�ige Stadtplanung werden könnte.
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Das junge Magazin der Landeszentrale für politische Bildung Hamburg
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„A sickness that cannot be allowed to conti-nue!“, wetterte Trump im September 2020 auf Twitter.1 Seine Empörung richtete sich gegen ein neues Thema in den amerikanischen Lehr-plänen: die Auseinandersetzung mit der Skla-vereigeschichte in den USA. Als Reaktion da-rauf entwickelten immer mehr (republikanisch geprägte) US-Staaten Gesetzesentwürfe, die es Lehrer*innen massiv erschweren oder so-gar verbieten sollten, die Kolonialgeschichte der USA und Rassismus zum Thema ihres Un-terrichts zu machen. Im Bundesstaat Florida wurde bspw. im Februar 2022 der Gesetzes-entwurf „House Bill 7“ verabschiedet, welcher 

untersagt, Inhalte an staatlichen Schulen zu unterrichten, die bei Schüler*innen aufgrund ihrer Hautfarbe zu Unbehagen führen könn-ten. Außerdem schreibt er vor, dass Lehrpläne nicht implizieren dürfen, dass eine Person von Natur aus rassistisch ist und dass Menschen aufgrund ihrer Hautfarbe nicht für die Ver-gangenheit verantwortlich gemacht werden dürfen. Das Gesetz führt damit zu einer massi-ven Einschränkung des Unterrichts über Ras-sismus und Teile der US-Geschichte, wie die Sklavereigeschichte oder die Bürgerrechts-bewegung. Denn - so die Argumentation - der Unterricht könnte bei weißen Schüler*innen aufgrund der Taten ihrer Vorfahren, den Grün-dungsvätern der USA, zu Schuldgefühlen füh-ren. 

Aber wie wird an deutschen Schulen eigent-lich über Rassismus gesprochen? Was sehen die Hamburger Lehrpläne der unterschied-lichen Schulformen zum Thema Rassismus vor? Welche anderen Medien geben Hinweise zum Umgang mit Rassismus an Schulen und wie viel wird darüber tatsächlich gesprochen?

Nach den Lehrplänen der Hamburger Grund-schulen sollen sich die Schüler*innen mit Ausgrenzung, Diskriminierung und Rassismus auseinandersetzen und dagegen vorgehen können. Die Lehrpläne der Stadtteilschulen weisen in verschiedenen Fächern auf die Aus-einandersetzung mit Rassismus hin: So sol-len die Schüler*innen etwa im Fach Religion erlernen, mit Fehl- und Vorurteilen umzuge-hen, und die Auseinandersetzung im Unter-richtsfach Kunst mit „dem Fremden“ soll dabei helfen, mögliche Vorurteile zu überwinden.2 Zudem soll die Fähigkeit erlernt werden, kul-turelle Unterschiede wahrzunehmen und sich mit (Alltags-)Rassismus auseinanderzusetzen. Die Bildungspläne der Sekundarstufe I und II des Gymnasiums schreiben die Beschäfti-gung mit „Vorurteile[n], Stereotypen und Bil-der[n] - Rassismus und Diskriminierung“ vor, sowie den Erwerb der Fähigkeit, auf (Alltags-)Rassismus angemessen reagieren zu können.
Bei genauerer Betrachtung und unabhängig vom Schultyp ruft vor allem das Fach Religion zur Auseinandersetzung mit Vorurteilen und 

(2) Behörde für Schule und Berufsbildung: 
Bildungsplan Stadt-
teilschule - bildende 
Kunst, 2011, auf ham-burg.de (26.03.229, 

S. 15.

(1) CS/HB 7: Individual Freedom, 2020, auf 
flsenate.gov (24.03.22).
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Wie sieht unsere Zukunft aus?
Hamburg wächst um einen Stadtteil, der in die Welt hinaus ein Zeichen für zukün�ige Stadtplanung werden könnte.
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Worüber an Schulenzu wenig gesprochen wird

Wie sich die Hafenstadt mit ihrer Geschichte auseinandersetzt
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